BELEHRUNG
Das Gericht unterrichtet die von häuslicher Gewalt betroffene Person über ihre Rechte, im Zusammenhang mit dem Erlass einer einstweiligen Verfügung oder eines Verbots gegen eine Person, die häusliche Gewalt ausübt. 

………………………………………………………….

          (Name der von häuslicher Gewalt betroffenen Person)

Ich bin darüber informiert worden:

1. Von der Möglichkeit und der Art und Weise, gerichtlich zu beantragen, dass die gewalttätige Person verpflichtet wird, die gemeinsam bewohnte Wohnung und ihre unmittelbare Umgebung zu verlassen, oder dass ihr verboten wird, sich der Wohnung und ihrer unmittelbaren Umgebung zu nähern.

Ein Antrag an das Gericht, eine Person, die häusliche Gewalt ausübt, zum Verlassen der gemeinsam bewohnten Wohnung und ihrer unmittelbaren Umgebung zu verpflichten oder ihr die Annäherung an die Wohnung und ihre unmittelbare Umgebung zu untersagen, kann auf einem amtlichen Vordruck gestellt werden, der u. a. am Sitz des Gerichts erhältlich ist (Artikel 560 3 § 1 der Zivilprozessordnung);

2. Von der Verpflichtung der Strafverfolgungsbehörden, unabhängig von einer Anordnung oder einem Verbot, ein Strafverfahren im Zusammenhang mit der Begehung einer von Amts wegen verfolgten Gewalttat einzuleiten und die Möglichkeit, während des Verfahrens Präventivmaßnahmen nach den Bestimmungen der Strafprozessordnung anzuwenden;

3. Von der Möglichkeit, bei der örtlich zuständigen Sozialhilfeeinrichtung, der Fachberatungsstelle für Opfer von Gewalt in der Familie und anderen Einrichtungen, die Opfern von häuslicher Gewalt helfen, Unterstützung zu erhalten;

4. Über eine landesweiter 24-Stunden-Telefonnummer für Opfer von häuslicher Gewalt („Niebieska Linia", Tel. 800-12-00-02);

5. Von der Möglichkeit, Unterstützung von Einrichtungen zu erhalten, die Zuschüsse aus dem Fonds für die Unterstützung von Opfern und die Unterstützung nach der Strafvollstreckung - dem Justizfonds - erhalten haben, 
die in den Bestimmungen des Strafvollzugsgesetzes genannt werden, sowie die Kontaktdaten der Stellen, die einer von häuslicher Gewalt betroffenen Person am nächsten stehen, die Sitze dieser Stellen und andere notwendige Kontaktdaten dieser Einrichtungen;

6. Von der Übermittlung persönlicher Daten an die nächstgelegene lokale Einrichtung, die einen Zuschuss aus dem Fonds für Opferhilfe und Straffälligenhilfe - Justizfonds - erhalten hat, um Hilfe zu leisten, mit der Sie ................................................................................................ einverstanden sind bzw. nicht einverstanden sind;

7. Von der Möglichkeit für die von häuslicher Gewalt betroffene Person (falls erforderlich), während der Dauer der Anordnung oder des Verbots ihr gehörende Gegenstände, insbesondere persönliche Gegenstände, Arbeitsgegenstände oder Haustiere, die zuvor nicht entfernt wurden, aus der gemeinsam genutzten Wohnung zu entfernen. Diese Tätigkeit darf nur einmal in Anwesenheit eines Polizeibeamten stattfinden, nachdem dieser zuvor einen Termin mit der von der häuslichen Gewalt betroffenen Person vereinbart hat. Die von häuslicher Gewalt betroffene Person hat das Recht, an dieser Maßnahme teilzunehmen oder eine andere Person zur Teilnahme daran zu ermächtigen.

  Kopie der erhaltenen Anweisung

……………..…………………………………

   (Datum und Unterschrift der von häuslicher Gewalt betroffenen Person)

 Fügen Sie ein "X" in das entsprechende Feld ein.

